
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 30. September 2016 

 
 

Mandantenbrief Oktober 2016 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Abgrenzung der Anzeige- und Berichtigungspflicht von einer Selbstanzeige 
Einkommensteuer 

· Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung bei verbilligter Überlassung 

· Kompensation des Mehrergebnisses einer Außenprüfung durch Investitionsabzugsbetrag 

· Keine Kürzung von Fortbildungskosten um ausbezahlten Meisterbonus 
Erbschaft und Schenkungsteuer 

· Steuervergünstigung für ein Familienheim setzt zivilrechtliches Eigentum des Erblassers 
voraus 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Oktober 2016 und November 2016 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20161 10.11.20162 
Umsatzsteuer 10.10.20163 10.11.20164 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck6 

13.10.2016 14.11.2016 

07.10.2016 07.11.2016 

Gewerbesteuer entfällt 15.11.2016 
Grundsteuer entfällt 15.11.2016 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck6 

entfällt 18.11.2016 
entfällt 11.11.2016 

Sozialversicherung7 27.10.2016 28.11.2016 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer 

sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.10.2016/24.11.2016) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 



 

Allgemein 
Abgrenzung der Anzeige- und Berichtigungspflicht von einer Selbstanzeige 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat die Verwaltungsvorschriften zur Berichtigung von 
Steuererklärungen ergänzt. Erstmals zeigt es detailliert Unterschiede zwischen der Anzeige- und Be-
richtigungspflicht und der strafbefreienden Selbstanzeige auf. 
Steuerlich besteht eine Anzeige- und Berichtigungspflicht, wenn der Steuerpflichtige nachträglich er-
kennt, dass seine abgegebene Erklärung objektiv unrichtig oder unvollständig ist und dass es dadurch 
zu einer Steuerverkürzung gekommen ist oder kommen kann. Kommt der Steuerpflichtige unverzüg-
lich seiner Anzeige- und Berichtigungspflicht nach, liegt weder eine Steuerhinterziehung noch eine 
leichtfertige Steuerverkürzung vor. Der Steuerpflichtige darf jedoch weder vorsätzlich noch leichtfertig 
gehandelt haben. Hier liegt der große Unterschied zwischen einer Selbstanzeige und einer Berichti-
gung. Wenn der Steuerpflichtige nicht wusste, dass seine Steuererklärung falsch war, darf er diese 
berichtigen, sonst muss er eine Selbstanzeige einreichen. 
Das BMF führt aus, dass sog. bedingter Vorsatz für die Steuerhinterziehung ausreichend ist und nennt 
entsprechende Beispielsfälle. Ebenfalls erläutert es, wann eine Steuerverkürzung leichtfertig vorge-
nommen wurde. 
Die neuen Verwaltungsvorschriften geben darüber hinaus Hinweise, die die Praxis dabei unterstützen 
sollen, offene Fragen hinsichtlich der Anzeige- und Berichtigungspflicht zu klären. 
 

Einkommensteuer 
Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung bei verbilligter Überlassung 
Beträgt das Entgelt für die Überlassung einer Wohnung weniger als 56 % (ab 1. Januar 2012 66 %) 
der ortsüblichen Marktmiete, ist die Nutzungsüberlassung in einen entgeltlichen und einen unentgeltli-
chen Anteil aufzuteilen. Dabei ist für die Ermittlung der Marktmiete die ortsübliche Netto-Kaltmiete 
zugrunde zu legen und der vereinbarten Netto-Kaltmiete gegenüber zu stellen. 
Die zu entrichtenden Betriebskosten sind in eine solche Vergleichsrechnung nicht mit einzubeziehen. 
Liegt das Entgelt für die Überlassung zwischen 56 % und 75 % ist eine Überschussprognose erforder-
lich. Ist diese Prognose positiv, erfolgt keine quotale Kürzung der Werbungskosten. Ansonsten ist 
quotal zu kürzen. 
Dies galt für Veranlagungszeiträume bis einschließlich 2011. Ab 2012 erfolgt eine Kürzung bei einer 
auf Dauer angelegten Vermietung zu Wohnzwecken nur, wenn die tatsächliche Miete weniger als 
66 % beträgt. Bei einer langfristigen Vermietung wird generell von einer Einkünfteerzielungsabsicht 
ausgegangen. Eine Überschussprognose ist nicht erforderlich. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf) 

Verlustverrechnung bei negativem Kapitalkonto eines Kommanditisten 
Der einem Kommanditisten zuzurechnende Anteil am Verlust der Kommanditgesellschaft (KG) darf 
weder mit anderen Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten 
ausgeglichen werden, soweit durch die Zurechnung des Verlusts ein negatives Kapitalkonto des 
Kommanditisten entsteht oder sich erhöht. Auch ein Verlustabzug ist nicht möglich. Eine Beschrän-
kung des Verlustausgleichs- oder -abzugs erfolgt, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
· Haftungsbeschränkung des Gesellschafters, 
· Mitunternehmerstellung des beschränkt haftenden Gesellschafters, 
· Zurechnung eines Verlustanteils, 
· Entstehung oder Erhöhung eines negativen Kapitalkontos durch Verlustzurechnung. 
Der nicht ausgleichs- bzw. abzugsfähige – und damit nur verrechenbare – Verlust mindert allerdings 
die Gewinne, die dem Kommanditisten in späteren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung an der KG 
zufließen. 
Dem Finanzgericht Münster lag folgender Fall zur Entscheidung vor: Für den alleinigen Kommanditis-
ten einer KG war zum 31. Dezember 2010 schon ein verrechenbarer Verlust und ein negatives Kapi-
talkonto festgestellt. Die KG (zu 94 %) und der Kommanditist (zu 6 %) waren an einer Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (GbR) beteiligt. Das Finanzamt stellte für 2011 negative Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb der KG fest. In dem auf den Kommanditisten entfallenden Anteil war ein Verlust aus der 
GbR-Beteiligung enthalten. Der gesamte Verlustanteil des Kommanditisten wurde vom Finanzamt als 
„nur“ verrechenbarer Verlust festgestellt. Dagegen wehrte sich der Kommanditist. Er war der Ansicht, 



 
dass der Verlust aus der GbR nicht in die Berechnung des verrechenbaren Verlusts einbezogen wer-
den dürfe. 
Das Finanzgericht folgte der Auffassung des Finanzamts und entschied: Der Verlustanteil aus einer 
GbR, an der eine KG und deren alleiniger Kommanditist beteiligt sind, erhöht das negative Kapitalkon-
to des Kommanditisten und fällt unter das Verlustausgleichsverbot. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Nachträgliche Dynamisierung der Altersrente eines GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführers bei 
fehlender Erdienbarkeit nicht anzuerkennen 
Damit eine Altersversorgungszusage einer GmbH an ihren Gesellschafter-Geschäftsführer steuerlich 
anzuerkennen ist, muss diese u. a. von diesem noch erdienbar sein. Bei einem beherrschenden Ge-
sellschafter verlangt dies, dass der Zeitraum zwischen der Zusage der Pension und dem vorgesehe-
nen Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand mindestens noch zehn Jahre beträgt. Ein nicht beherr-
schender Gesellschafter kann die Pension noch erdienen, wenn vom vorgesehenen Zeitpunkt der 
Pension aus gesehen der Beginn seiner Betriebszugehörigkeit mindestens zwölf Jahre zurückliegt 
und die Versorgungszusage für mindestens drei Jahre bestanden hat. Ist die Pension nicht mehr 
erdienbar, sind die Zuführungen zur Pensionsrückstellung regelmäßig steuerlich nicht als Betriebs-
ausgaben anzuerkennen, sondern stellen verdeckte Gewinnausschüttungen dar. 
Ausnahmsweise kann eine nicht mehr erdienbare Altersrente steuerlich anzuerkennen sein. Das gilt 
z. B. für den Fall, dass die Steigerung der Lebenshaltungskosten seit der letzten Pensionszusage 
mehr als 20 % beträgt. 
Die vorgenannten Grundsätze gelten auch bei einer nachträglichen Dynamisierung einer Alterszusa-
ge. Für die Frage der Erdienbarkeit ist auf den frühestmöglichen Eintritt in den Ruhestand abzustellen. 
Ob der Geschäftsführer tatsächlich noch zehn Jahre im Dienst bleibt, ist unerheblich. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Hamburg) 

Kompensation des Mehrergebnisses einer Außenprüfung durch Investitionsabzugsbetrag 
Bundesfinanzhof, IV-R-9/14, Pressemitteilung vom 10.08.2016 
Der BFH hat entschieden, dass ein Investitionsabzugsbetrag nicht allein deshalb versagt werden darf, 
weil der Antrag erst nach einer Außenprüfung gestellt wird. Die Steuervergünstigung kann danach 
entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung zur Kompensation eines Steuermehrergebnisses der 
Außenprüfung eingesetzt werden. 
 

Keine Kürzung von Fortbildungskosten um ausbezahlten Meisterbonus 
Finanzgericht München, 15-K-474/16, Gerichtsbescheid vom 30.05.2016 

1. Aufwendungen im Zusammenhang mit nicht steuerbaren Einnahmen sind keine Werbungs-
kosten. 
 

2. Aufwendungen eines nichtselbstständig tätigen (Gärtner-)Gesellen im Zusammenhang mit der 
Ablegung der Meisterprüfung sind Berufsfortbildungskosten und damit Werbungskosten bei 
den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit.  
 

3. Ist ein Meisterbonus nach den Vergaberichtlinien gerade nicht an eine Einkünfteerzielung ge-
knüpft, handelt es sich dabei weder um ein - steuerbares, aber steuerfreies - Stipendium i. S. 
d. § 3 Nr. 44 EStG noch um eine Ausbildungsförderung i. S. d. § 3 Nr. 11 EStG.  
 

4. Wurde der Meisterbonus allein wegen des erfolgreichen Ablegens einer Prüfung ausbezahlt, 
besteht kein unmittelbarer wirtschaftlicher Zusammenhang im Sinne von § 3c Abs. 1 EStG 
zwischen dem Meisterbonus und den im Zusammenhang mit der Ablegung der Meisterprü-
fung angefallenen Fortbildungskosten. 

Umsatzsteuer 
Speiseumsätze eines Imbissbetriebs im Gastronomiebereich eines Einkaufszentrums müssen 
in dem regulären und dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegende Leistungen aufgeteilt 
werden 
Die Abgabe frisch zubereiteter Speisen zum sofortigen Verzehr an Imbissbetrieben stellt grundsätzlich 
eine dem ermäßigten Umsatzsteuersatz (7 %) unterliegende Lieferung dar. Eine dem regulären Um-
satzsteuersatz (19 %) unterliegende sonstige Leistung liegt allerdings vor, wenn zu der Abgabe der 
Speisen sonstige Dienstleistungselemente in erheblichem Umfang hinzutreten. Solche Dienstleis-
tungselemente können sein das Endreinigen von Geschirr, das Abräumen und Endreinigen von Ti-



 
schen und die Zurverfügungstellung von Geschirr und Besteck, Tischen und Stühlen. Treten solche 
Dienstleistungselemente hinzu, müssen, sofern beide Verkaufsarten vorliegen, die Umsätze aufgeteilt 
werden. 
Stellt der Prüfer des Finanzamts an mehreren Tagen fest, dass die Aufteilung des Unternehmers ge-
nau umgekehrt zu seinen Ermittlungen ist, begründet dies erhebliche Zweifel an der Richtigkeit der 
Aufteilung durch den Unternehmer und berechtigt das Finanzamt zur Schätzung. Bei der Schätzung 
sind alle Umstände zu berücksichtigen, wie z. B. die Lage des Imbissbetriebs bzw. welche Speisen 
abgegeben werden. Die stichprobenartige Ermittlung des Prüfers darf auch berücksichtigt werden. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Hamburg) 
 

Erbschaft und Schenkungsteuer 
Steuervergünstigung für ein Familienheim setzt zivilrechtliches Eigentum des Erblassers 
voraus 
Die Steuervergünstigung für ein Familienheim setzt im Erbfall neben weiteren Bedingungen voraus, 
dass der Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes im Grundbuch als Eigentümer eingetragen war. So-
lange dies nicht der Fall ist, handelt es sich lediglich um ein Anwartschaftsrecht auf das Eigentum. Es 
ist mit dem Verkehrswert und nicht mit dem Grundbesitzwert anzusetzen. Nach der Entscheidung des 
Finanzgerichts München spielt es für die rechtliche Beurteilung keine Rolle, ob alle sonstigen Bedin-
gungen für die steuerfreie Übertragung eines Familienheims erfüllt sind. 
Im Urteilsfall lebte der Vater mit seinen beiden Kindern in einer noch von der Mutter zu Lebzeiten 
käuflich erworbenen Eigentumswohnung. Die Auflassung war erklärt, die Auflassungsvormerkung im 
Grundbuch eingetragen, der Einzug in die Wohnung vollzogen und die melderegisterliche Ummeldung 
erfolgt. Lediglich die grundbuchamtliche Umschreibung war bis zum Ableben der Mutter noch nicht 
vollzogen. Ursache hierfür war, dass es zwischen der Bauherrin (Erblasserin) und dem Bauträger zu 
Unstimmigkeiten gekommen war. Deshalb urteilten Finanzamt und Finanzgericht übereinstimmend, 
dass es sich lediglich um ein mit dem Verkehrswert zu bewertendes Anwartschaftsrecht handele. Die 
Steuervergünstigungen für ein Familienheim wären nicht zu gewähren. 
Da gegen die Entscheidung des Finanzgerichts Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt wurde, 
bleibt dessen endgültige Entscheidung abzuwarten. 
 


